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Für die Amtliche Sammlung 
Für die Fachpresse:

Ja

Frttschei dungssti chwort:
Anteilige Rentenkürzung bei Versorgungsoberguenze

Osotz: BetrAVG <' f 2, 8; BGB f$ 133, 187

Le i tsätze:
1. Sicht e i ne Versorpungsordnunp vor-, dag die Betr i ebsrente 

zusammen mit. arideren Versorgungsbestand ke i 1 en eine be­
stimmte Obergrenze nicht übersteigen darf, so hängt vom Sinn und Zweck einer solchen Höchstb<~>gronzur.gskl ausel ab, 
wi e sie sich bei vofi7.oi tigern Ausscheiden des Arbeitneh­
mers auf die Berechnung der erdienton Teil rente aus- 
wirkt (Bestätigung des Urteils vom 25. Oktober 1983 - 3 
AZR 357/81 - zur Veröffentlichung vorgesehen).

2. Dient der Gosarntversorgungsbedarf als Berechnungsfaktor 
unabhängig davon, ob; der Arbeitnehmer eine hohe oder ei­
ne niedrige Betriebsrente erhält., giM; z.B. neben der 
Höchstgrenze auch eine Mindestgrenze, so muß die zeitan­teilig zu kürzende Voll rente an solchen Gesamtversor­
gungsgrenzen gemessen werden.

3. Dagegen sind Gesamtversorgungsgrenzen im Zweifel erat auf den zeitanteilig gekürzten Betrag anzuwenden, wenn 
die Berechnung der Betriebsrenten grundsätzlich nicht 
von anderen Versorgungsbezügen ahhängen soll, die Ober- 
prenze also nur der Vermeidung von '"’berversorgungen die­nen kann.
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3 AZR 411/81
6. Sa 33/81 Hamburg
Verkündet am 
10. Januar 1984
Sürig,
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!
V  • f  i : * *  "

Urteil
In Sachen

pp.

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 10. Januar 1984 durch den Vor­
sitzenden Richter Professor Dr. Dieterich, die Richter 
Schaub und Griebeling sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. 
Schwarze und Zilius für Recht erkannt:
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1. Die Revision des Klägers gegen das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts 
Hamburg vom 31. Juli 1981 - 6 Sa 
33/81 - wird zurückgewiesen.

2. Der Kläger hat die Kosten der Revi­
sion zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  ;

Der Kläger trat im November 1950 in die Dienste der Beklag* 
ten. Er verdiente zuletzt 3.114,-- DM. Das Arbeitsverhältnis 
endete am 31. Januar 1980, nachdem der Kläger das 63. Lebens­
jahr erreicht hatte. Seit dem 1. Februar 1980 bezieht er eine 
Rente der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte in Höhe von 
1.761,—  DM, eine betriebliche Zusatzrente in Höhe von 297*45 DM 
sowie eine Lebensversicherung in Höhe von 6,68 % aus 38.527*—
DM in Form einer monatlichen Leibrente.

Die Beklagte gewährt Leistungen der betrieblichen Alters­
versorgung nach Teil D der Betriebsvereinbarung der A 
Versicherungsgruppe vom 16. Dezember 1975. Die Gesamtversorgung 
der Bediensteten setzt sich danach zusammen aus der Rente der 
Sozialversicherung oder befreienden Lebensversicherung, Alters-
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versorgungs-Lebensversicherungen oder Sparverträgen sowie der 
umstrittenen betrieblichen Zusatzrente. Diese wird allen Be­
triebsangehörigen mit einer 15-jährigen Betriebszugehörigkeit 
nach vollendetem 20. Lebensjahr in Höhe von 15 % des letzten 
Monatsgehaltes bei Erreichen der Altersgrenze oder bei Eintritt 
der Erwerbsunfähigkeit gezahlt. Zur Berechnung der Gesamtversor­
gung heißt es in der Betriebsvereinbarung weiters

IV.
5. Ergibt sich aus den vorgesehenen drei 

Quellen der Alters- und Hinterbliebe­
nenversorgung ein Betrag, der 80 % 
des letzten Monatsgehaltes übersteigt, 
so wird die Zusatzrente so gekürzt, 
daß der Gesamtbetrag 80 % ausmacht (Höchstsatz der GesamtVersorgung).
Werden 60 % des letzten Monatsgehal­
tes nicht erreicht, wird die Zusatz­
rente so erhöht, daß die Versorgung 
aus den drei Quellen 60 % des Monats­
gehaltes ausmacht (Mindestsatz der 
Gesamtversorgung).

VI. Ergänzungen aufgrund des Gesetzes zur Ver­
besserung der betrieblichen Altersversor­
gung

1. Unverfallbarkeit und ratierliche Be­
rechnung der Zusatzrente
Bei Eintritt eines betrieblichen Ver­
sorgungsfalles wegen Erreichens der 
Altersgrenze, wegen Invalidität oder 
Tod haben ein vorher ausgeschiedener 
Betriebsangehöriger, sofern und so­
weit dessen Anwartschaft nach Gesetz, Rechtsprechung oder ausdrücklicher Vereinbarung zwingend fortbesteht 
(Unverfallbarkeit), und seine Hinter­bliebenen nach Erfüllung auch der son-
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stlgen LeistungsVoraussetzungen einen 
Anspruch nach den Bemessungsgrundla­
gen z.Z. des Ausscheidens mindestens 
in Höhe der ohne das vorherige Aus­
scheiden zustehenden Leistung, der 
dem Verhältnis der Dauer der Betriebs­
zugehörigkeit zu der Zeit vom Beginn 
der Betriebszugehörigkeit bis zu Voll­
endung des 65. Lebensjahres entspricht.

5. Vorgezogenes Altersruhegeld
a) Einem Betriebsangehörigen, der das 

Altersruhegeld'aus der gesetzli­chen Rentenversicherung vor Voll­
endung des 65. Lebensjahres (§25 
AVG, § 1248 RVO, § 48 RKG) in An­spruch nimmt, werden auf seinen 
Antrag nach Erfüllung der Warte­
zeit und sonstiger Leistungsvor­
aussetzungen die ihm zugesagten 
Leistungen der betrieblichen Al­
tersversorgung im Umfang nach den Bestimmungen der obigen Ziffern 
1. bis 3» gewährt.....

Die Beklagte berechnete die Zusatzrente des Klägers in der 
Weise, daß sie alle Quellen der Gesamtversorgung fiktiv für das 
65. Lebensjahr hochrechnete und nach Anwendung der Höchstbe­
grenzungsklausel die sich ergebende Zusatzrente zeitanteilig urid 
darüber hinaus um einen versicherungsmathematischen Abschlag 
kürzte. Sie ging dabei von einer BfA-Rente in Höhe von 1.835,94 
DM, einer Lebensversicherungs-Leibrente in Höhe von 321,39 DM pnd 
einer Zusatzrente in Höhe von 333,87 DM aus; die Zusatzrente be* 
rechnete sie mit 15 % aus 3.114,—  DM (467,10 DM); alsdann 
wandte sie die Obergrenze von 80 % des letzten Gehaltes 
(2.491,20 DM) an. Die daraus errechnete Zusatzrente kürzte sie 
ratierlich sowie um einen versicherungsmathematischen Abschlag, 
so daß sich ein zu zahlender Betrag von 297,45 DM ergab.
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Demgegenüber hat der Kläger die Auffassung vertreten, eine 
derartige Hochrechnung sei in der Versorgungsordnung der Beklag* 
ten nicht vorgesehen. Vielmehr ergebe sich unter Zugrundelegung 
der ihm tatsächlich gezahlten Versorgungsbezüge bei ratierlicher 
Berechnung und nach Abzug eines versicherungsmathematischen Ab­
schlages eine Zusatzrente von «16,15 DM. Mit der vorliegenden 
Klage macht er den Differenzbetrag zur tatsächlich gezahlten 
Rente, nämlich («16,15 DM - 297,«5 DM) 118,70 DM für die Monate 
Februar bis November 1980 geltend.

Der Kläger hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 
1.187,-- DM nebst « % Zinsen auf den 
sich ergebenden Nettobetrag seit dem 22. Dezember 1980 zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
die Auffassung vertreten, daß sie nach ihrer Versorgungsordnung 
die bei Eintritt des 65. Lebensjahres erreichbare Gesamtver­
sorgung errechnen und die zu diesem Zeitpunkt zahlbare Zusatz­
rente ratierlich und um einen versicherungsmathematischen Ab­
schlag kürzen könne.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung des Klägers zurückgewiesen. Hier­
gegen richtet sich dessen Revision.
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E n t s c .  h e i d u n g s g r ü n d e s

Die Revision ist nicht begründet. Die Beklagte hat die Zu­
satzrente des Klägers zutreffend berechnet.

I. Die Parteien gehen mit Recht übereinstimmend davon aus, daß 
dem Kläger die betriebliche Zusatzrente zusteht. Nach der maßge- 
benden BetriebsVereinbarung vom 16. Dezember 1975 setzt sich die 
Gesamtversorgung des Klägers neben der Rente der gesetzlichen 
Sozialversicherung aus einer Lebensversicherung und der be­
trieblichen Zusatzrente zusammen. Anspruch auf die Zusatzrente 
haben alle Arbeitnehmer der Beklagten, die nach einer 15-jährigen 
Betriebszugehörigkeit bei Erreichen der Altersgrenze aus deren 
Diensten scheiden. Diese Anspruchsvoraussetzungen erfüllte der 
Kläger. Er ist nach knapp 30-jähriger Dienstzeit aus den Diensten 
der Beklagten geschieden. Mit 63 Jahren hat er allerdings noch 
nicht die Altersgrenze erreicht, die die Versorgungsordnung auf 
das 65. Lebensjahr festsetzt. Er hat jedoch das bei Erreichen 
der flexiblen Altersgrenze zu zahlende Altersruhegeld von der 
gesetzlichen Sozialversicherung beansprucht und ist damit auch 
berechtigt, die betriebliche Altersversorgung in Anspruch zu 
nehmen (§6 BetrAVG).

II, Der Kläger muß wegen des vorzeitigen Rentenbezuges eine 
Kürzung seiner Zusatzrente in Kauf nehmen.

Nach der Betriebsvereinbarung vom 16. Dezember 1975 (Teil D
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-7-

VI Nr. 5 a) erhält ein Betriebsangehöriger der Beklagten, der das 
Altersruhegeld aus der gesetzlichen Rentenversicherung vor Voll­
endung des 65. Lebensjahres in Anspruch nimmt, auf seinen Antrag 
die Zusatzrente in Höhe des Betrages, in dem eine unverfallbare 
Versorgungsanwartschaft bei vorzeitigem Ausscheiden des Arbeit­
nehmers aus dem Arbeitsverhältnis aufrecht zu erhalten wäre.
Diese Regelung ist rechtlich nicht zu beanstanden. Ein Arbeit­
nehmer, der neben vorgezogenem Altersruhegeld aus der gesetzli- 

, chen Sozialversicherung vorzeitig die Leistungen der betriebli­
chen Altersversorgung begehrt (§6 Satz 1 BetrAVG), muß Kürzungen 
wegen des vorzeitigen und längeren Bezuges hinnehmen* Aus dem 
Gesetz ergeben sich für die Berechnung des gekürzten Ruhegeldes 
keine Bestimmungen. Der Arbeitgeber hat insoweit Gestaltungs­
freiheit. Die vorgenommenen Kürzungen dürfen nur nicht unbillig 
sein. Aber eine zeitanteilige Kürzung, wie sie für unverfallbare 
Versorgungsanwartschaften gilt, entspricht der Billigkeit (BAG 
30, 333, 336 f. = AP Nr. 1 zu § 6 BetrAVG, zu I 2 der Gründe;
BAG Urteil vom 11. September 1980 - 3 AZR 185/80 - AP Nr. 3 zu 
§ 6 BetrAVG, zu I 2 der Gründe; Urteil vom 25. Oktober 1983 - 3 
AZR 357/81 - zu II 1 b der Gründe, zur Veröffentlichung vorgese­
hen). Das wird vom Kläger auch nicht verkannt. Die Parteien 
streiten nur über den Umfang der Kürzung.

III. Die Beklagte darf bei der Kürzung der Zusatzrente die Ver­
sorgungsobergrenze in der Weise berücksichtigen, daß sie zunächst 
die für das 65. Lebensjahr zu erwartenden GesamtVersorgungsbe­
züge ermittelt, diese auf die vorgesehene Höchstgrenze zurück­
führt und dann den so ermittelten Betrag der betrieblichen Zu-
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satzrente nochmals zeitantellig kürzt.

1. Nach der Betriebsvereinbarung vom 16. Dezember 1975 (Teil D 
VI Nr. 1) sind die Leistungen für den vorzeitig Ausscheidenden 
in dem Verhältnis der Dauer der Betriebszugehörigkeit zu der Zeit 
vom Beginn der Betriebszugehörigkeit bis zur Vollendung des 65. 
Lebensjahres zu bemessen. Das bedeutet, daß die anteilig zu zah­
lende Zusatzrente aus demjenigen Betrag zu ermitteln ist, der 
fiktiv für das 65. Lebensjahr zu zahlen wäre. § 2 Abs. 1 Satz 1 
BetrAVG regelt die Berechnung unverfallbarer Versorgungsanwart­
schaften genauso.

Sieht eine Versorgungsregelung neben der eigentlichen Ren­
tenberechnung eine Obergrenze für die vergleichbare Gesamtver­
sorgung vor, so kann dies im Falle der vorzeitigen Vertragsbeen­
digung zweierlei bedeuten, wie der Senat bereits dargelegt hat 
(BAG Urteil vom 25. Oktober 1983 - 3 AZR 357/81 - zu II 3 a der 
Gründe): Die Obergrenze kann entweder schon bei der Berechnung 
der hypothetischen Höchstrente, die zeitanteilig zu kürzen ist, 
Bedeutung erlangen. Sie kann aber auch auf die Fallgestaltung 
beschränkt sein, daß die tatsächlich erreichten, also die bereits 
gekürzten Versorgungsbezüge zu einer Überschreitung der Ober­
grenze führen. Ob das eine oder andere gewollt ist, hängt von dem 
Zweck der Gesamtversorgungsobergrenze ab.

In aller Regel ist die Gesamtversorgungsobergrenze schon vor 
der zeitanteiligen Kürzung hypothetisch zu ermitteln und als 
KUrzungsfaktor zu berücksichtigen, wenn der Gesamtversorgungsbe-
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darf durchgängig als Berechnungsfaktor der betrieblichen Lei­
stungen dient, also unabhängig davon, ob der Arbeitnehmer eine 
hohe oder eine niedrige Betriebsrente erhält. Dies ist z.B. bei 
allen beamtenähnlichen Versorgungssystemen, aber auch dann der 
Fall, wenn die GesamtVersorgung nicht nur eine Höchstgrenze be­
zeichnet, sondern sogar bei der Bestimmung der Mindestrente zu 
beachten ist. In solchen Fällen ist der Gesamtversorgungsbedarf 
ein Bestandteil der Versorgungszusage und der Berechnung der 
Versorgungsbezüge. Er kann deshalb nicht außer Betracht bleiben, 
wenn es darum geht, nach § 2 Abs. 1 Satz 1 BetrAVG zu ermitteln, 
welche Vollrente zeitanteilig zu kürzen ist. Dagegen ist die 
Versorgungsobergrenze erst nach der ratierlichen Kürzung auf die 
Teilrentenbeträge anzuwenden, wenn sie nur zur Vermeidung von 
ÜberVersorgungen dient. Davon ist auszugehen, wenn die Berechnung 
der Betriebsrenten grundsätzlich nicht vom Versorgungsbedarf auf 
der Grundlage einer GesamtVersorgungsprüfung abhängt, z.B. nur 
feste Beträge oder Steigerungssätze kennt.

2. Die Versorgungszusage der Beklagten sieht eine Höchst- und 
eine Mindestgrenze vor. Nach Wortlaut und Aufbau der Betriebs­
vereinbarung (Teil D IV Nr. 5) sollen sowohl die Höchst- wie die 
Mindestgrenze bei allen Rentenberechnungen angewandt werden. Dies 
bedeutet, daß der Gesamtversorgungsbedarf nicht nur in den Fällen 
der überVersorgung eine Rolle spielt, sondern einen tragenden 
Grundsatz des Versorgungssystems der Beklagten bildet. Deshalb 
ist davon auszugehen, daß auch die zeitanteilig zu kürzende 
Vollrente an der Gesamtversorgungsobergrenze zu messen ist.
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Das von dem Kläger vorgeschlagene Berechnungssystem würde zu 
ungereimten Ergebnissen führen. Müßte die Beklagte auch die Min­
destgrenze nach einer ratierlichen Kürzung der aufrechterhaltenen 
Versorgungsanwartschaften anwenden, so hätten alle Arbeitnehmer, 
die vorzeitig ausscheiden, Anspruch auf eine MindestVersorgung 
von 60 % des letzten Monatsgehaltes, und zwar ohne Rücksicht auf 
die tatsächliche Dauer des Arbeitsverhältnisses. Das kann nicht 
gewollt sein. Vielmehr ist davon auszugehen, daß sowohl die 
Höchst- wie auch die Mindestbegrenzung auf die fiktiv für das 
65. Lebensjahr zu berechnende GesamtVersorgung anzuwenden ist. 
Erst der so ermittelte Betrag ist zeitanteilig zu kürzen.

IV. Die Revision greift das angefochtene Urteil mit einer Be­
gründung an, die von der Auslegung der Versorgungsordnung unab­
hängig ist. Sie wirft der Beklagten vor, durch die Kombination
zweier Versorgungsbezüge, die beide in die Gesamtversorgungsbe-

*traehtung eingehen, die Berechnungsgrundsätze des Betriebsren­
tengesetzes zu umgehen. Die in Leibrentenform zu zahlende Le­
bensversicherung steige in den letzten Jahren des Arbeitsver­
hältnisses überproportional. Dadurch werde erreicht, daß in die 
Obergrenzenbetrachtung fiktive Steigerungsbeträge als Kürzungs­
faktoren eingingen, obwohl eine entsprechend hohe Gesamtver­
sorgung bei vorzeitiger Vertragsbeendigung nicht erreicht werden 
könne.

Der Beklagten ist zuzugeben, daß die überproportionale 
Steigerung der versicherungsförmigen Versorgungsleistungen, die 
die Beklagte neben der betrieblichen Zusatzrente versprochen hat,
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ira Rahmen der GesamtVersorgungsbetrachtung als Kürzungsfaktor 
wirkt. Aber eine Umgehung des Betriebsrentengesetzes ist dennoch 
nicht anzunehmen. Für den Fall des vorzeitigen Ausscheidens eines 
versorgungsberechtigten Arbeitnehmers regelt I 2 Abs. 2 BetrAVG, 
wie versicherungsförmige Leistungen zeitanteilig zu berechnen 
sind. Durch die gesetzlich vorgeschriebene Berechnung wird si­
chergestellt, daß versorgungsberechtigte Arbeitnehmer mit unver­
fallbaren Versicherungsanwartschaften einen zeitanteilig ange­
messenen Ausgleich auch dann erhalten, wenn die Versicherungsbe­
dingungen überproportionale Leistungssteigerungen erst für die 
Zeit nach der vorzeitigen Vertragsbeendigung vorsehen. Die Kom­
bination von unmittelbaren und versicherungsförmigen Versor­
gungsleistungen kann deshalb praktisch nicht zu einer Umgehung 
der Berechnungsgrundsätze des Betriebsrentengesetzes führen. Vom 
Kläger ist auch gar nicht behauptet worden, daß die von der Be­
klagten tatsächlich ausgezahlte Lebensversicherungsrente falsch 
berechnet sei, weil die ausstehenden Steigerungsbeträge nicht in 
der gesetzlich vorgeschriebenen Weise berücksichtigt wurden.

Dr. Dieterich Schaub Griebeling

Dr. Schwarze Zilius
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